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BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

 
2 StR 400/19 

vom 

13. November 2019 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

1.  

2.  

 

 

 

wegen schweren Bandendiebstahls u.a. 
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Der 2. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat nach Anhörung der Beschwerde-

führer und des Generalbundesanwalts, zu Ziffern 1 und 4 auf dessen Antrag, 

am 13. November 2019 gemäß § 349 Abs. 2 und Abs. 4 StPO beschlossen: 

 

1. Auf die Revisionen der Angeklagten wird das Urteil des 

Landgerichts Stralsund vom 10. April 2019 im Schuldspruch 

dahin geändert, dass die Angeklagten jeweils des schweren 

Bandendiebstahls in vier Fällen, des versuchten schweren 

Bandendiebstahls in drei Fällen und des versuchten Dieb-

stahls schuldig sind. 

2. Auf die Revision des Angeklagten L.      wird das vorge- 

nannte Urteil im Ausspruch über die Gesamtfreiheitsstrafe für 

diesen Angeklagten mit den zugehörigen Feststellungen auf-

gehoben. 

3. Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhand-

lung und Entscheidung, auch über die Kosten des Rechtsmit-

tels des Angeklagten L.     , an eine andere Strafkammer  

des Landgerichts zurückverwiesen. 

4. Die weiter gehenden Revisionen der Angeklagten werden 

verworfen. 

5. Der Angeklagte P.     hat die Kosten seines Rechtsmittels  

zu tragen.  
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Gründe: 

Das Landgericht hat die Angeklagten L.      und P.      wegen schwe- 

ren Bandendiebstahls in drei Fällen, versuchten schweren Bandendiebstahls in 

vier Fällen und versuchten Diebstahls verurteilt, den Angeklagten P.     zu  

einer Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren und den Angeklagten L.      zu ei- 

ner Gesamtfreiheitsstrafe von drei Jahren und neun Monaten. Außerdem hat es 

angeordnet, dass jeweils drei Monate der Gesamtfreiheitsstrafen als bereits 

vollstreckt gelten. Gegen dieses Urteil richten sich die Revisionen der Ange-

klagten mit der Sachrüge. Die Rechtsmittel führen zu einer Berichtigung des 

Schuldspruchs und zur Aufhebung der Gesamtfreiheitsstrafe für den Angeklag-

ten L.    . Im Übrigen sind sie unbegründet im Sinne von § 349 Abs. 2 StPO.  

Der Schuldspruch wurde durch einen „redaktionellen Fehler“ dahin ge-

fasst, dass dort anstelle von vier vollendeten und drei versuchten schweren 

Bandendiebstählen, die durch die rechtsfehlerfrei getroffenen Feststellungen 

belegt sind, nur drei vollendete, aber vier versuchte Taten genannt werden. Der 

Senat berichtigt dies.  

Bei der Bildung der Gesamtstrafe für den Angeklagten L.     hat das  

Landgericht nicht berücksichtigt, dass dieser nach den abgeurteilten Taten, die 

im Zeitraum vom 23. Februar 2016 bis zum 10. Mai 2016 begangen wurden, am 

16. Oktober 2017 durch das Amtsgericht Schwerin wegen falscher uneidlicher 
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Aussage zu einer Freiheitsstrafe von drei Monaten bei Strafaussetzung zur Be-

währung verurteilt wurde. Diese Einzelstrafe kann nach den bisherigen Urteils-

gründen in die Gesamtstrafe einbezogen werden. Die Entscheidung hierüber 

hat der neue Tatrichter nachzuholen.  

 

Franke   Appl  Eschelbach 

 Zeng  Meyberg 

 

 

 


